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Dr. Arnd Rüter 
Haydnstraße 5 
85591 Vaterstetten 
 
 
 

 
 
 

 
 
Einschreiben/Rückschein 
 
An den  
Vorstand der  
AOK Bayern – Die Gesundheitskasse 
Carl-Wery-Straße 28 
81705 München 
 
 

   
 
         Vaterstetten, 10.03.2019 

 

 
Betreff: Widerspruch zum Schreiben vom 29.01.2019, V373 722 832 mit Mitteilung einer 

Beitragserhöhung ab 01.01.2019  
 mein Schreiben vom 03.02.2019, Ihr Schreiben vom 20.02.2019 eingegangen am 26.02.2019  
 
 Beitragserhebung auf private Sparerlöse ohne Rechtsgrundlage erfüllt den 

Straftatbestand Betrug nach § 263 StGB 
 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Irmgard Stippler, sehr geehrter Herr Hubertus Räde, 
 
auch wenn Sie Ihre Assistentin, Beate Reinke, antworten ließen, antworte ich wiederum Ihnen. Denn Sie 
beide tragen für die ungesetzliche Verbeitragung von Privateigentum die rechtliche Hauptverantwortung. 
Bezug nehmend auf Ihr Schreiben kann ich nicht erkennen, womit ich mit meinem Widerspruch ein 
besonderes Vertrauen in Sie gesetzt haben sollte. Sie teilen mit „Vor dem Hintergrund der rechtlichen 
Gegebenheiten kann leider keine andere Entscheidung durch die Verwaltung getroffen werden“, haben 
aber vergessen mir mitzuteilen, in welchem Gesetz die rechtlichen Gegebenheiten fixiert sind, auf welche 
Sie sich beziehen. 
 
Gegen ein Ruhen des Verfahrens bis zu einer gesetzes- und insbesondere verfassungskonformen 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über meine Verfassungsbeschwerde hätte ich nichts 
einzuwenden. Sie werden Verständnis dafür haben, dass ein Ruhen in diesem Rechtsstreit vor der 
Sozialgerichtsbarkeit nicht darin bestehen kann, dass ich einseitig auf die Nutzung der gesetzlichen 
Rechtsmittel verzichte, aber Sie andererseits mit der angefochtenen Verbeitragung meines 
Privateigentums fortfahren. Und selbstverständlich gehört zur Gleichsetzung der Bedingungen für beide 
Parteien auch, dass Sie mir das bereits abgeforderte Geld inkl. einer gesetzlichen Verzinsung von (derzeit) 
4% zurück zahlen. Die Verzinsung sollte aber ihrer monatlichen Verbeitragung entsprechen, ist also eine 
Zinseszins-Berechnung auf monatlicher Basis. Daraus ergibt sich, unter der Annahme, dass ich im März 
die letzte Beitragszahlung leiste und Sie die notwendigen Unterschriften und Rücksendungen bis Mitte 
April 2019 geleistet haben, ein Rückzahlungsbetrag von 7.369,56 EUR. 
 
Da ich unter diesen Bedingungen einem Ruhen des Verfahrens zustimme, übersende ich Ihnen in der 
Anlage3 eine entsprechende, bereits von mir unterzeichnete Vereinbarung in zweifacher Ausfertigung, von 
denen Sie bitte eine unterzeichnet zurück senden. 
 
Sollten Sie von Ihren Angebot abrücken, dann wäre mein Widerspruch tatsächlich in der nächsten Sitzung 
des Widerspruchsausschusses zu beraten und zu entscheiden. Der Widerspruchsausschuss der 
Selbstverwaltung der AOK ist paritätisch von Vertretern der Arbeitgeber und der Versicherten besetzt. 
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Diese entscheiden über die Rechtmäßigkeit eines Widerspruchs an die AOK; Ihr Hinweis auf die 
Ehrenamtlichkeit ist da ziemlich überflüssig. Wenn der Widerspruchsausschuss sich für oder gegen die 
Rechtmäßigkeit eines Widerspruchs im Namen der AOK ausspricht, so sind die einzelnen Mitglieder dieses 
Ausschusses auch ohne Kenntnis oder Berücksichtigung der Rechtslage  für diese Entscheidung 
verantwortlich zu machen. 
 
Damit dieser Widerspruchsausschuss die rechtliche Situation besser einschätzen kann, sende ich Ihnen 
anbei zwei Dokumente, die beweiskräftig und juristisch verwertbar beschreiben und beweisen, dass das 
GMG in 2003 mit einer Serie von Verfassungsbrüchen in die Welt kam (Anlage4), dass die mit der 
Einführung der Verbeitragung von privaten Sparerlösen aus Kapitallebensversicherungen 
einhergegangene Kriminalisierung der Justiz schon ab 2002 von der rot-grünen Bundesregierung und der 
Gesetzlichen Krankenkassen geplant wurde und dass diese Verbeitragung bis heute keine rechtliche Basis 
hat (Anlage5). Diese Dokumente sind den Politikern der etablierten politischen Parteien und den 
Mitgliedern der Exekutive und der Legislative bekannt. Die dazu wiederum existierenden Anhänge 
(Beweise) lasse ich hier weg, die spielen ja dann erst für eine ggf. doch stattfindende weitere juristische 
Auseinandersetzung eine Rolle.  
 
Sollte es der AOK Bayern nicht möglich sein, die relevanten Tatsachenfeststellungen dieser Dokumente 
beweiskräftig zu widerlegen, dann dürfte festzustellen sein, dass die Verbeitragung tatsächlich keine 
rechtliche Basis hat, die Verbeitragung also den Straftatbestand Betrug (§ 263 StGB) in einem besonders 
schweren Fall erfüllt (ich bin ja nicht der einzige Betroffene) und dann tragen Sie dafür an erster/oberster 
Stelle die rechtliche Verantwortung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
…………………………………………….. 
(Dr. Arnd Rüter) 
 
 
Anlagen:   
 
_ Anlage3_Vereinbarung AOK Bayern - Dr. Rüter (2-fach); mit den Anlagen 
 _ Anlage1_Verzinsung der bereits gezahlten Beiträge.pdf 
 _ Anlage2_Forderung nach Ruhen des Verfahrens beim LSG München.pdf (3-fach) 
_ Anlage4_Die GMG-Gesetzgebung eine Serie von Verfassungsbrüchen (v1.1_oL).pdf 
 [20181212_Die GMG-Gesetzgebung eine Serie von Verfassungsbrüchen_(v1.2).pdf] 

_ Anlage5_Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz- Teil I (v1.1_oL).pdf 
 [20190116_Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz- Teil I (v1.1).pdf] 
 
Dokument 3-fach:   
 1. Belegexemplar für Beklagte,  
 2. Unterzeichnung Beklagte und Rücksendung als Belegexemplar für Kläger 
 3. Unterzeichnung Beklagte und Rücksendung an Kläger zur Unterzeichnung Kläger     
     und Sendung an LSG 



  
 

 
  

Vereinbarung 
 

 
Zwischen der AOK Bayern      - die Beklagte - 
 
 vertreten durch ihren Vorstand Frau Dr. Irmgard Stippler und Herrn Hubertus Räde, 
 AOK Bayern – Die Gesundheitskasse, Carl-Wery-Straße 28, 81705 München 
 
und Dr. Arnd Rüter       - der Kläger -  
 
 Dr. Arnd Rüter, Haydnstraße 5, 85591 Vaterstetten 
 
 
 
Die Parteien streiten vor der Sozialgerichtsbarkeit über die auf 10 Jahre (120 Monate) verteilte 
Verbeitragung zur Kranken- und Pflegeversicherung der 2015 mit Versicherungsende fällig gewordenen 
Sparerlöse in Höhe von 101.730,03 EUR aus den 3 Kapitallebensversicherungen (sogenannte 
Direktversicherungen) des Klägers. Der Rechtsstreit hat dem Sozialgericht München vorgelegen und 
befindet sich derzeit in der Berufung beim Bayerischen Landessozialgericht (Az. L 4 KR 568/17). 
 
Unabhängig davon hat der Kläger eine Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
eingereicht, deren Bearbeitung offen ist. 
 
Die Parteien vereinbaren Folgendes: 
 
Die Parteien lassen den Rechtsstreit ruhen bis über die Verfassungsbeschwerde des Klägers durch das 
Bundesverfassungsgericht rechts- und verfassungskonform entschieden wurde. 
 
Die AOK wird ab Gültigkeit dieser Vereinbarung keine Verbeitragung zur Krankenversicherung und zur 
Pflegeversicherung der Sparerlöse des Klägers mehr durchführen. Weiterhin wird die AOK Bayern, die 
bereits erhaltenen Beträge plus einer zusätzlichen Verzinsung von 4% zurück erstatten und auf folgendes 
Konto überweisen: Dr. Arnd Rüter, IBAN: DE17 87025 0150 0000 9218 25, SWIFT-BIC: BYLADEM1KMS . 
Die Kalkulation des zu überweisenden Betrages von 7.369,56 EUR befindet sich in der Anlage1. 
 
Sobald zur Herstelllung eines vergleichbaren Status zwischen Kläger und Beklagter im Rechtsstreit der zu 
erstattende Betrag auf dem Konto des Klägers eingetroffen ist, wird der Kläger die von der Beklagten vorab 
unterzeichnete Aufforderung gegenzeichnen und an das Bayerische Landessozialgericht senden, mit 
welcher beide Parteien das LSG zur sofortigen Anordnung des Ruhens des Verfahrens nach § 202 SGG 
i.V.m. § 251 ZPO auffordern. Die vorab von der Beklagten zu unterzeichnende und an den Kläger zurück 
zu sendende Aufforderung an das LSG befindet sich in Anlage2. 
 
Der Kläger wird ab Eintreffen des zu erstattenden Betrages bis zur rechts- und verfassungskonformen 
Entscheidung über die Verfassungsbeschwerde des Klägers auf die Fortsetzung der aktuellen Klage und 
auf weitere Klagen über die Verbeitragung seiner Sparerlöse vor den Sozialgerichten verzichten. 
 
Diese Vereinbarung verliert automatisch mit der rechts- und verfassungskonformen Entscheidung über die 
Verfassungsbeschwerde des Klägers ihre Gültigkeit. Nach Entscheidung über die Verfassungsbe-
schwerde dürfte sich eine weitere Auseinandersetzung vor den Sozialgerichten erübrigt haben. 
 
 
 
 
 
 
………………………………………………  …………………………………………………. 
(Beklagte:  Datum, Unterschrift))   (Kläger:  Datum, Unterschrift)    
     



Überwei- 

sung

für Monat

M 

(Anz. Monate seit 

Beitragszahlung)

Z 

(verzinste 

Beiträge)

27.07.15 Feb-Jun 15 44 293,10 339,32

29.07.15 Jul. 15 44 58,62 67,86

03.08.15 Aug. 15 44 58,62 67,86

01.09.15 Sep. 15 43 58,62 67,64

01.10.15 Okt. 15 42 58,62 67,41

02.11.15 Nov. 15 41 58,62 67,19

01.12.15 Dez. 15 40 58,62 66,97

04.01.16 Jan. 16 39 58,62 66,74

01.02.15 Feb. 16 38 58,52 66,41

01.03.16 Mrz. 16 37 58,62 66,30

21.03.16 Nov-Mrz 36 310,58 350,11

30.03.16 Mrz. 16 36 153,02 172,50

02.05.16 Apr. 16 35 153,02 171,92

30.05.16 Mai. 16 34 153,02 171,35

30.06.16 Jun. 16 33 153,02 170,78

01.08.16 Jul. 16 32 153,02 170,21

30.08.16 Aug. 16 31 153,02 169,65

30.09.16 Sep. 16 30 153,02 169,09

31.10.16 Okt. 16 29 153,02 168,52

30.11.16 Nov. 16 28 153,02 167,96

30.12.16 Dez. 16 27 153,02 167,41

Jan. 17 26 154,72 168,70

Feb. 17 25 154,72 168,14

Mrz. 17 24 154,72 167,58

Apr. 17 23 154,72 167,03

Mai. 17 22 154,72 166,47

Jun. 17 21 154,72 165,92

Jul 17 20 154,72 165,37

Aug 17 19 154,72 164,82

Sep 17 18 154,72 164,27

Okt 17 17 154,72 163,73

Nov 17 16 154,72 163,18

Dez 17 15 154,72 162,64

Jan 18 14 154,72 162,10

Feb 18 13 154,72 161,56

Mrz 18 12 154,72 161,02

Apr 18 11 154,72 160,49

Mai 18 10 154,72 159,96

Jun 18 9 154,72 159,42

Jul 18 8 154,72 158,89

Aug 18 7 154,72 158,37

Sep 18 6 154,72 157,84

Okt 18 5 154,72 157,32

Nov 18 4 154,72 156,79

Dez 18 3 154,72 156,27

Jan 19 2 158,96 160,02

Feb 19 1 158,96 159,49

Mrz 19 0 158,96 158,96

6.851,52 7.369,56

Verzinsung der bisher geleisteten Beiträge monatlich mit Zinseszins
https://de.wikipedia.org/wiki/Zinsrechnung#Verzinsung_mit_Zinseszinsen_(exponentiell)

Zinsformel:    Z = B * ( 1 + irel ) 
n*m+k

Z   verzinstes Ergebnis

B   monatliche Verbeitragung für KV und PV
irel   relativer Zinssatz = monatlicher Zinsatz = inom /12

inom   nominaler Zinsatz nach BGB § 246 = 4 %

m   Anzahl unterjährige Zinsperioden pro Jahr = 12 (Monate)

n   Anzahl Jahre

k   Anz. weitere unterjährige Zinspersioden (angefangene Jahre)

M   = n*m+k

a   Z = B*(1 + (4%/100% / 12))
M
 = B*(1 + 1/300)

M
 = B*(301/300)

M

B 

(monatliche 

Beiträge)

https://de.wikipedia.org/wiki/Zinsrechnung


  
 

 

  

 
 
         Dr. Arnd Rüter 

Haydnstraße 5 
85591 Vaterstetten 

  
 
 
 
 
 
 

Bayerisches Landessozialgericht 
Ludwigstraße 15 
80539 München 
 
                                                
 
 

   
          
 

Az. L 4 KR 568/17 
     
                                        
Hiermit fordern die Parteien  
 
die AOK Bayern       - die Beklagte - 
 
 vertreten durch ihren Vorstand Frau Dr. Irmgard Stippler und Herrn Hubertus Räde, 
 AOK Bayern – Die Gesundheitskasse, Carl-Wery-Straße 28, 81705 München 
 
und Dr. Arnd Rüter       - der Kläger -  
 
 Dr. Arnd Rüter, Haydnstraße 5, 85591 Vaterstetten 
 
 
 
das Bayerische Landessozialgericht auf das Verfahren des unter dem Az L 4 KR 568/17 geführten 
Rechtsstreits nach § 202 SGG i.V.m. § 251 ZPO unverzüglich in den Ruhezustand zu versetzen. 
 
 
 
 
 
 
 
………………………………………………  …………………………………………………. 
(Beklagte:  Datum, Unterschrift))   (Kläger:  Datum, Unterschrift)    
     
 






























	3_20190226 empfangen_20190220 datiert_AOK Antwort auf Widerspruch zur Erhöhung 2019
	4_20190310__Antwort auf AOK 20-02-2019_Beitragsbescheid Erhöhung (IG Ref)
	5_20190310_Anlage3_Vereinbarung AOK Bayern - Dr. Rüter (2x unterzeichnet)
	6_20190310_Anlage1_Verzinsung der bereits gezahlten Beiträge_v2
	7_20190310_Anlage2_Forderung nach Ruhen des Verfahrens beim LSG München (3x)
	8_20190320 empfangen_20190319 datiert_Anwort Vorstand AOK auf 10-03-19
	9_20190510_Antwort auf AOK 19-02-2019_Weiterleitung Widerspruch an Direktion
	10_20190521_Antwort AOK zu zum Widerspruch vom 03-02-2019 mit Hinweis auf Schreiben der Rechtsstelle
	11_20190521_AOK Stellungnahme Rechtsstelle (Sabina Liegl) mit Verweis auf L 4 KR 568_17
	12_20190601_Schreiben an Justiziarin Liegl_AOK Zentrale Bereich Recht
	13_20190601_Antwort auf AOK 21-05-2019_Michael Jocher für Vorstand_mit RS
	14_20190624_AOK Offene Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung_Leistungsbescheid und Mahnung
	15_20190626_Widerspruchsstelle_Ankündigung der Entscheidung der Widerspruchsstelle für 09-07-2019
	16_20190705_Rüter Antwort an Versicherungsservice Team München 5 auf Leistungsbescheid und Mahnung
	17_20190717_AOK Service Team München 5_Weiterleitung Widerspruch 05-07-2019 an Widerspruchsstelle
	19_20190719_AOK Service Team München 5_cc AOK Vorstand_Leistungsbescheid und Mahnung
	20_20190725_Rüter Antwort an Service Team München 5_cc AOK Vorstand_wg. auf Leistungsbescheid und Mahnung



